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Ziel 

Ziel dieser Studie ist es, einen Überblick über die Folgen der Bergbauaktivitäten in der Europäischen Union zu 
geben, die einschlägige Gesetzgebung in der EU kurz zusammenzufassen, eine Reihe ausgewählter Petitionen 
zu analysieren, mögliche Maßnahmen zur Verringerung unerwünschter Folgen des Bergbaus zu besprechen, 
die Zukunft der Bergbauaktivitäten zu erörtern und politische Empfehlungen und Vorschläge zur Verbesserung 
der bestehenden Bergbaupolitik und -gesetzgebung der EU zu unterbreiten. Darüber hinaus möchte die Studie 
die Zukunft von Bergbauaktivitäten im Licht des Grünen Deals erörtern. 

Feststellungen 

Bergbauaktivitäten gehen mit zahlreichen Bedenken und Folgen einher. Es ist jedoch schwierig, diese Folgen 
zu verallgemeinern, da Standort, Größe und abgebautes Erz in den Minen sehr unterschiedlich sind. 
Maßnahmen, die an einem Ort gut funktionieren, können anderenorts negative Folgen haben und zu 
Problemen führen. Bei den einzelnen Bergbauprojekten wird immer nach einem Gleichgewicht zwischen 
Nutzen und Folgen an den verschiedenen Standorten und in unterschiedlichen Ausmaßen gestrebt. Bergbau 
ist ortsabhängig und global zugleich. Er geht mit globalen zyklischen Wirtschaftsschwankungen einher und die 
Kontinuität ist immer mit Risiken verbunden. Die Vielfalt der möglichen ökologischen und sozialen Folgen der 
Bergbauaktivitäten ist groß und in den einzelnen Bergbauprojekten werden nur einige davon angegangen. 

                                                             
1 Volltext der Studie in englischer Sprache: 

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729156/IPOL_STU(2022)729156_EN.pdf 

ABRISS 

Diese Studie, die von der Fachabteilung Bürgerrechte und konstitutionelle Angelegenheiten für 
den Petitionsausschusses in Auftrag gegeben wurde, gibt einen kurzen Überblick über die 
wichtigsten sozialen und ökologischen Folgen der Bergbauaktivitäten in der EU. Sie gibt auch 
einen Überblick über die wichtigste einschlägige EU-Gesetzgebung sowie eine kurze 
Einschätzung der Umsetzung und Einhaltung durch die Mitgliedstaaten. Sie erörtert und bewertet 
eine Reihe von Petitionen zum Bergbau und möglichen Maßnahmen zur Verringerung 
unerwünschter Folgen des Bergbaus sowie die Zukunft des Bergbaus. Schließlich enthält die 
Studie Schlussfolgerungen, politische Empfehlungen und Vorschläge zur Verbesserung der 
bestehenden Bergbaupolitik und -gesetzgebung der EU.  

 

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729156/IPOL_STU(2022)729156_EN.pdf
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Wie aus der Analyse der für diese Studie ausgewählten Petitionen hervorgeht, sind die ökologischen und 
sozialen Folgen eng miteinander verflochten und Teil des gesamten Problems. Darüber hinaus sind sie als 
eigene Folgenkategorien schwer zu behandeln. In vielen Fällen betreffen Petitionen auch legislative Fragen. 
Nicht alle werden als Folgen ausgedrückt, sondern als auftretende Bedenken und Probleme. Eine der 
genannten möglichen Umweltfolgen hängt mit Wasserproblemen zusammen. Ein Zusammenhang mit 
empfindlichen Gebieten, insbesondere bei Bergbauaktivitäten in oder in der Nähe von Natura-2000-Gebieten 
oder anderen Schutzgebieten, sorgt mit für die größten Bedenken, da Bergbauaktivitäten hier als Bedrohung 
für diese Gebiete gesehen werden. Weitere wichtige Bedenken sind mögliche Umweltfolgen, ökologische 
Schäden und Auswirkungen auf andere Quellen der Existenzsicherung (in vielen Fällen Landwirtschaft, 
Nahrungsmittelerzeugung, nahe gelegene Bauernhöfe). Diese Auswirkungen können auch als soziale Folgen 
eingestuft werden, da sie sich möglicherweise auf die Einkommen der Menschen auswirken.  

Eines der häufigsten Probleme – mit einigen schwerwiegenden möglichen Folgen – ist die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP). In vielen Petitionen wurde eine unzureichende UVP, das Fehlen einer 
UVP oder eine unvollständige UVP genannt, und eine der Hauptgruppen sozialer Probleme und Folgen ist mit 
Gesundheitsfragen der lokalen Bevölkerung verbunden, da Bergbauaktivitäten als ernsthafte 
Gesundheitsgefahr wahrgenommen werden. Weitere ernste soziale Probleme und Folgen betreffen 
Gemeinden und Gemeinschaften in der Nähe der Bergbauaktivitäten. Dort werden die Bergbauaktivitäten als 
Bedrohung für die lokale Gemeinschaft und die Lebensqualität in den Gemeinden gesehen. Einigen Petitionen 
zufolge können Bergbauaktivitäten zu irreversiblen Schäden nicht nur für die Umwelt und die Landschaft, 
sondern auch für Privateigentum und Infrastruktur führen. In einigen Fällen waren die lokalen Gemeinden der 
Ansicht, dass Pläne für künftige Bergbauaktivitäten ihre sozialen und wirtschaftlichen Interessen gefährdeten. 
Eine beträchtliche Anzahl von Petitionen stellte die Legitimität bestimmter Bergbautätigkeiten in Frage. Viele 
Petitionen wurden eingereicht, um Pläne für bestimmte Bergbauaktivitäten abzulehnen. Viele richteten sich 
auch gegen Bergbauaktivitäten im Allgemeinen. Daher waren die genannten sozialen Probleme, Bedenken 
und Folgen vielschichtig und ernst. Auf Grundlage der Ergebnisse der Analyse der Petitionen wird deutlich, 
dass es ein klares Spannungsverhältnis zwischen globalen Bergbauaktivitäten und lokalen Gemeinschaften 
und der Umwelt gibt. 

Für die Förderung mineralischer Bodenschätze und die Genehmigungs- und Bergbauvorschriften sind die 
Mitgliedstaaten allein zuständig, da Rohstoffe im Allgemeinen als nationales Naturvermögen gelten. Die 
Mitgliedstaaten verfügen über eine eigene nationale Gesetzgebung zu Explorations-, Bergbau- und 
Mineralrechten.  

Empfehlungen 

Die Gesetzgebung der EU zu Umweltvorschriften spielt jedoch eine wichtige Rolle bei der Bereitstellung von 
Instrumenten für die Planung und die verschiedenen Phasen der Bergbauaktivitäten und kann zur 
Sicherstellung, dass Bergbau und Bergbauabfälle die menschliche Gesundheit und die Umwelt nicht 
unzumutbar gefährden, eingesetzt werden. Dennoch sollte sich die EU eingehender mit der Rolle sozialer 
Folgenabschätzungen im Bergbau beschäftigen. Das Übereinkommen von Aarhus legt die Mindestnorm für 
die Rechte der Bürgerbeteiligung in Umweltangelegenheiten in der EU fest. Diese Rechte werden in der Regel 
durch die UVP-Verfahren umgesetzt. Die Integration sozialer Folgenabschätzungen und – in Bezug auf die Sámi 
– möglicherweise auch menschenrechtlicher Folgenabschätzungen als verpflichtendes Element in der 
Folgenabschätzung könnte die Umsetzung von Rechten der Bürgerbeteiligung während der Genehmigung 
von Bergbauaktivitäten weiter verbessern. 

Derzeit wird für einen Großteil der Bergbauaktivitäten hauptsächlich auf die wachsende Nachfrage nach 
kritischen Mineralien und Materialien für die Energiewende in der EU verwiesen. Mehrere Bergwerke, in denen 
nicht-kritische Mineralien gefördert werden, belasten das System jedoch zusätzlich. Daher sollten sich die 
Bemühungen der EU, Rohstoffe aus dem eigenen Hoheitsgebiet zu beziehen, auf die „richtigen“ Mineralien 
konzentrieren, um diese Argumentation zu rechtfertigen. Durch eine Regulierung könnten damit kritische 
Mineralien gegenüber anderen, beispielsweise Gold, bevorzugt werden. Eine Möglichkeit für (die höhere 
Akzeptanz von) Bergbauaktivitäten könnte die Verpflichtung sein, dass Bergwerke zu 100 % erneuerbare 
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Energien nutzen müssen. Sie sollten auch verpflichtet werden, die von ihnen zerstörte biologische Vielfalt zu 
ersetzen (z. B. durch den Ausgleich der biologischen Vielfalt). Das bedeutet, dass der ökologische Ausgleich 
gesetzlich verankert werden sollte. 

In Zukunft muss den Auswirkungen auf die soziale Gerechtigkeit mehr Aufmerksamkeit geschenkt werden, um 
die anhaltenden und möglichen zukünftigen Konflikte zu verstehen und abzumildern, die sich aus dem 
zunehmenden Bedarf an Mineralien ergeben, die u. a. für die Elektrifizierung und die Erzeugung erneuerbarer 
Energien entscheidend sind. Es sollte eine Erhebung auf EU-Ebene durchgeführt werden, um die neuesten 
wissenschaftlichen Erkenntnisse systematisch zusammenzuführen und auf Ebene der EU und der 
Mitgliedstaaten Fragen im Zusammenhang mit den Folgen der Energiewende auf die soziale Gerechtigkeit, 
einschließlich der Erzeugung und Verwendung kritischer Mineralien, zu ermitteln. 

Die Ermittlung und Berücksichtigung unterschiedlicher Ansichten zu den Bedenken und Folgen ermöglicht 
einen Gedankenaustausch und kann Ausgangspunkt für die Abschwächung der Folgen und die Verbesserung 
der Gesetzgebung sein. Es wäre auch sinnvoll, die Erkenntnisse aus den positiven Bergbauprojekten in der EU 
zu prüfen: Wie wurden lokale Bedenken und Erfahrungen berücksichtigt und wie haben Bergbauunternehmen 
darauf reagiert? Daraus könnten Lehren gezogen werden, die einen nachhaltigen und verantwortungsvollen 
Bergbau unterstützen könnten. 

Darüber hinaus ist es wichtig, das Wissen und Bewusstsein der Menschen zu Bergbauaktivitäten im 
Allgemeinen und in Bezug auf die Verwendung kritischer Materialien zu verbessern. Dem Gerechtigkeitsaspekt 
des Grünen Deals muss in Zukunft mehr Aufmerksamkeit geschenkt werden, um die gegenwärtigen und 
zukünftigen Spannungen und Konflikte, die sich aus dem zunehmenden Bedarf an Mineralien ergeben, zu 
verstehen und abzumildern. Auch hier ist eine Erhebung auf EU-Ebene erforderlich, um die neuesten 
relevanten wissenschaftlichen Erkenntnisse systematisch zusammenzuführen und die vielfältigen 
Dimensionen von Gerechtigkeit im Rahmen des gerechten Übergangs der EU zu ermitteln. Dies sollte die 
Gewinnung und Verwendung kritischer Mineralien umfassen. Darüber hinaus müssen die Überwachung und 
Bewertung eines gerechten Übergangs und dessen Fortschritte in umfassender Weise sichergestellt werden. 

Im Laufe dieser Studie wurde deutlich, dass es keine übergreifende Datenbank der Bergbauaktivitäten auf EU-
Ebene gibt. Das macht viele Bewertungen schwierig oder sogar unmöglich. Eine offen zugängliche Datenbank 
würden die Transparenz des Sektors aus Sicht der Zivilgesellschaft der EU sowie das Verständnis des Umfangs 
und der Art der verschiedenen Bergbauaktivitäten erhöhen.  

Es fehlt eindeutig an EU-weiten Bewertungen von Bergbaukonflikten, und es gibt keine systematische Analyse 
der ökologischen und sozialen Folgen auf EU-Ebene. Die Informationen über die tatsächlichen Folgen sind 
verstreut, und die Suche nach bestehenden Forschungen, soweit es sie gibt, ist mühsam und zeitaufwendig. 
Darüber hinaus fehlt eine Analyse von Maßnahmen, die darauf abzielen, die Folgen von Bergbauaktivitäten, 
insbesondere die sozialen Folgen, zu mildern. Dies ist jedoch erforderlich, da jedes Bergwerk in einem 
einzigartigen sozialen und ökologischen Rahmen betrieben wird und gleiche Maßnahmen in 
unterschiedlichen Fällen wahrscheinlich nicht funktionieren werden. Die in dieser Studie herangezogene 
Literatur und die Analysen deuten darauf hin, dass die Zahl der Bergbaukonflikte in Zukunft weiter zunehmen 
wird. Die EU sollte sich darauf vorbereiten, indem sowohl in öffentliche Vermittlung und Konfliktlösung 
investiert wird als auch die tieferen Ursachen der Konflikte beurteilt werden. 
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